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27.

Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung über 
die Zusammenarbeit im Bereich der Sonderpädagogik

(Sonderpädagogik-Konkordat)

Chur, 24. Februar 2009

Sehr geehrte Herr Standespräsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen Botschaft und Entwurf über den Beitritt zur Inter-
kantonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Bereich der Sonder-
pädagogik (Sonderpädagogik-Konkordat).

I. Das Wichtigste in Kürze

Die Plenarversammlung der kantonalen Erziehungsdirektorinnen und 
-direktoren (EDK) hat am 25. Oktober 2007 die Interkantonale Vereinbarung
über die Zusammenarbeit im Bereich der Sonderpädagogik (Sonderpädago-
gik-Konkordat) ohne Gegenstimme verabschiedet. Am 4. Dezember 2007 hat
die EDK das Beitrittsprozedere eröffnet und die Kantone eingeladen, das
vorgesehene Verfahren einzuleiten und im Anschluss daran die entsprechen-
den Beschlüsse unter Angabe allfälliger Referendumsfristen dem General -
sekretariat der EDK mitzuteilen. 

Zentrale Elemente des Konkordates
Mit dem Beitritt zum Sonderpädagogik-Konkordat verpflichten sich die

Kantone zur Zusammenarbeit im Bereich der Sonderpädagogik. 
Insbesondere

• legen sie das Grundangebot fest, welches die Bildung und Betreuung von
Kindern und Jugendlichen mit besonderem Bildungsbedarf garantiert,

• fördern sie die Integration dieser Kinder und Jugendlichen in der Regel-
schule,
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• verpflichten sie sich zur Anwendung gemeinsamer Instrumente und Ver-
fahren (einheitliche Terminologie, Qualitätsstandards für die Anerken-
nung von Leistungsanbietern, standardisiertes Abklärungsverfahren für
die Ermittlung des individuellen Bedarfs).

II. Ausgangslage

1. Gesetzgeberischer Rahmen

Bundesverfassung
Die Schaffung des vorliegenden Konkordates ist eine Folge der Neuge-

staltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und
Kantonen (NFA). Am 28. November 2004 haben Stimmvolk und Kantone der
NFA zugestimmt. Mit der Annahme von Art. 62 Abs. 3 der Bundesverfassung
übernehmen die Kantone ab 1. Januar 2008 die gesamte fachliche, rechtliche
und finanzielle Verantwortung für die Sonderschulung einschliesslich der
pädagogisch-therapeutischen Massnahmen von Kindern und Jugendlichen ab
Geburt bis zum vollendeten 20. Lebensjahr.

Interkantonale Staatsverträge
Das Sonderpädagogik-Konkordat hat die Form eines rechtsverbindlichen

Staatsvertrags (Konkordat) zwischen den Kantonen. Die Zusammenarbeit
der Kantone im Rahmen der EDK basiert bereits heute auf einem Verbund
von verschiedenen interkantonalen Vereinbarungen: 

Das Schulkonkordat von 1970 bildet die rechtliche Grundlage für die
Zusammenarbeit innerhalb der EDK und regelt wichtige strukturelle Eck-
werte. Es wird aktualisiert und erweitert durch die Interkantonale Vereinba-
rung über die Harmonisierung der obligatorischen Schule (HarmoS-Konkor-
dat), welche am 14. Juni 2007 von der EDK verabschiedet wurde und sich zur
Ratifikation in den Kantonen befindet. Im Kanton Graubünden wurde das
Konkordat in der Volksabstimmung vom 30. November 2008 mit 25’121 zu
32’919 Stimmen abgelehnt. 

Die in den 1980er- und 1990er-Jahren abgeschlossenen Konkordate
ermöglichen die gesamtschweizerische Diplomanerkennung und die gesamt-
schweizerische Mobilität im nachobligatorischen Bildungsbereich. 

Eidgenössisches Behindertengleichstellungsgesetz
Auf interkantonaler Ebene ist über die Konkordate hinaus auch das

Gesetz über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit
Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz) wegweisend. Artikel 20
«Besondere Bestimmungen für die Kantone» lautet:
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«1Die Kantone sorgen dafür, dass behinderte Kinder und Jugendliche eine
Grundschulung erhalten, die ihren besonderen Bedürfnissen angepasst ist.

2Die Kantone fördern, soweit dies möglich ist und dem Wohl des behin-
derten Kindes oder Jugendlichen dient, mit entsprechenden Schulungsfor-
men die Integration behinderter Kinder und Jugendlicher in die Regelschule.

3Insbesondere sorgen sie dafür, dass wahrnehmungs- oder artikulations-
behinderte Kinder und Jugendliche und ihnen besonders nahe stehende Per-
sonen eine auf die Behinderung abgestimmte Kommunikationstechnik erler-
nen können.»

Kantonale Gesetzgebung
In der kantonalen Gesetzgebung ist der vorliegende Fachbereich im kan-

tonalen Gesetz über die Förderung von Menschen mit Behinderungen
(Behindertengesetz) sowie im Gesetz für die Volksschulen des Kantons
Graubünden (Schulgesetz) und im Gesetz über die Kindergärten im Kanton
Graubünden (Kindergartengesetz) geregelt.

2. Ergebnisse der Vernehmlassung

Die Vernehmlassung zum Entwurf für das Sonderpädagogik-Konkordat
dauerte sechs Monate (15. Juni bis 31. Dezember 2006). Alle Kantone haben
zum Konkordats-Entwurf Stellung genommen. 

Das Ergebnis der Vernehmlassung war sehr positiv. Der gesamtschweize-
rische Rahmen für den sonderpädagogischen Bereich wird von nahezu allen
Kantonen und Vernehmlassungsteilnehmenden begrüsst. 

3. Verabschiedung durch die EDK

Die Plenarversammlung der EDK hat am 25. Oktober 2007 das Sonder-
pädagogik-Konkordat einstimmig verabschiedet. Am gleichen Tag verab-
schiedete sie auch die einheitliche Terminologie und die Qualitätsstandards
für die Anerkennung von Leistungsanbietern. Die von der EDK verabschie-
dete Rahmenvereinbarung bestimmt die Berechtigten und das Grundangebot
(Mindestangebot), welches durch verstärkte Massnahmen für schwere
und/oder komplexere Fälle sowie verschiedene Grundsätze bezüglich der
Anordnung von Massnahmen und der interkantonalen Koordination ergänzt
wird. Die Vereinbarungskantone werden sich auf diesen gemeinsamen Rah-
men stützen können und verpflichten sich, ihn in ihren kantonalen Konzep-
ten für Sonderpädagogik zu berücksichtigen. Er ersetzt die bisherigen Vorga-
ben aus dem Gesetz und der Verordnung über die Invalidenversicherung. 
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III. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen

1. Zweck und Grundsätze der Vereinbarung

1.1 Zweck

Artikel 1 definiert als Zweck der neuen Vereinbarung die Zusammenar-
beit der Vereinbarungskantone im Bereich der Sonderpädagogik mit dem
Ziel, den in der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, in
der Interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der obligatori-
schen Schule und im Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteiligun-
gen von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz)
vom 13. Dezember 2002 statuierten Verpflichtungen im Bereich der Sonder-
pädagogik nachzukommen. Im Rahmen der Zweckerfüllung sollen sich die
Vereinbarungskantone auf eine gemeinsame Definition der Berechtigten
sowie des Sonderpädagogischen Grundangebotes verständigen (lit. a in Ver-
bindung mit Art. 3 und 4), die Integration und besondere Betreuung der
Berechtigten in der Regelschule fördern (lit. b) und gemeinsame Instrumen-
te benutzen (lit. c in Verbindung mit Art. 7). 

Für die Kantone geht es somit in erster Linie um die Einhaltung der
 verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Pflichten auf Bundesebene (vgl.
Kapitel 1 Gesetzgeberischer Rahmen) im Bereich der Sonderpädagogik.

Mit der vorliegenden Vereinbarung wird ein gesamtschweizerischer Rah-
men für die wichtigsten Massnahmen sowie für die Entwicklung und Anwen-
dung von gemeinsamen Instrumenten (einheitliche Terminologie, Qualitäts-
standards für die Anerkennung von Leistungsanbietern, standardisiertes
Abklärungsverfahren für die Ermittlung des individuellen Bedarfs) im son-
derpädagogischen Bereich festgelegt. Dieser Vereinbarung beitretende Kan-
tone verpflichten sich, diesen Rahmen in ihren kantonalen Konzepten für
Sonderpädagogik zu berücksichtigen. Im Gegensatz zu denjenigen kanto -
nalen Konzepten, welche erwachsene Behinderte betreffen, müssen die kan-
tonalen Konzepte für Sonderpädagogik nicht vom Bundesrat genehmigt, son-
dern einem kantonalen Bewilligungsverfahren unterzogen werden. Die
Regierung hat das Sonderschulkonzept am 27. März 2007 im Sinne von 
Art. 197 Ziff. 2 der Bundesverfassung für die Phase 2008 – 2010 genehmigt.

1.2 Grundsätze

Artikel 2 definiert die Grundsätze für die Bildung im Bereich der Son-
derpädagogik. Einer der wesentlichen Grundsätze ist die Definition der Son-
derpädagogik als integrativer Bestandteil des öffentlichen Bildungsauftrages



und damit der öffentlichen Schule in lit. a. Werden also besondere und an -
gepasste Unterrichtsformen oder andere Massnahmen für Kinder und
Jugendliche mit besonderem Bildungsbedarf notwendig, denen die Regel-
schule nicht genügen kann, so ist es Aufgabe der öffentlichen Hand, die ent-
sprechend notwendigen Vorkehrungen zu treffen. Bedeutsam ist, dass infolge
der NFA im Bereich der Sonderpädagogik von einem Versicherungssystem
auf ein Bildungssystem umgestiegen wird, für welches die kantonale Bil-
dungsbehörde die Gesamtverantwortung trägt. Laut Behindertengleichstel-
lungsgesetz (Art. 20 Abs. 2) ist die Integration von behinderten Kindern und
Jugendlichen in die Regelschule zu fördern. Die vorliegende Vereinbarung
nimmt diese Verpflichtung in Art. 2 lit. b auf. Separierende Lösungen sollen
nicht im Vordergrund stehen, vielmehr sind integrative Lösungen vorzuzie-
hen, sofern das Wohl und die Entwicklungsmöglichkeiten des Kindes oder des
Jugendlichen dadurch unterstützt werden können. 

Artikel 62 Absatz 2 der Bundesverfassung garantiert die Unentgeltlichkeit
des Grundschulunterrichtes an öffentlichen Schulen. Dies gilt in Kohärenz zu
lit. a auch für die Angebote der Sonderpädagogik. Analog zu den in der
Regelschule bestehenden Tagesstrukturen gilt der unter lit. c beschriebene
Grundsatz der Unentgeltlichkeit aber nicht für die Kosten für Verpflegung
und Betreuung in Tagesstrukturen oder für eine stationäre Unterbringung. In
diesen Fällen kann von den Erziehungsberechtigten eine finanzielle Beteili-
gung verlangt werden. 

Schliesslich regelt lit. d explizit, dass die Erziehungsberechtigten in das in
Art. 6 definierte Verfahren betreffend die Anordnung sonderpädagogischer
Massnahmen bei Kindern und Jugendlichen mit besonderem Bildungsbedarf
einzubeziehen sind. Das Beschwerderecht gegen entsprechende Verfügungen
ist nach Massgabe der kantonalen Verwaltungsrechtspflegegesetzgebung zu
gewährleisten. Gegen kantonale Entscheide kann beim Schweizerischen Bun-
desgericht Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten eingereicht
werden; die Zuständigkeit des Eidgenössischen Versicherungsgerichts ent-
fällt. 

2. Anspruch auf sonderpädagogische Massnahmen

2.1 Berechtigte

Artikel 3 betrifft die «Berechtigten» und unterscheidet die Phasen der
Unterstützung durch sonderpädagogische Massnahmen: 

Vor der obligatorischen Schule gemäss lit. a sind es häufig Pädiater, wel-
che die Eltern auf allfällige Entwicklungsstörungen oder -verzögerungen des
Kindes hinweisen. Abgesehen von allfälligen medizinischen Massnahmen
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können solche Kinder noch vor der Einschulung im Rahmen der Heil-
pädagogischen Früherziehung entweder direkt in der Familie oder gegebe-
nenfalls in einer Institution unterstützt werden. Mit solcher Präventionsarbeit
kann erreicht werden, dass ein besonderer Bildungsbedarf, der geeignete son-
derpädagogische Massnahmen rechtfertigt, bereits vor dem Schuleintritt fest-
gestellt wird; auf diese Weise können gewisse Entwicklungsstörungen oder 
-verzögerungen des Kindes aufgefangen werden. Solche Massnahmen haben
ausserdem zum Ziel, das Kind auf den Schuleintritt vorzubereiten. 

Während der obligatorischen Schule gemäss lit. b geht es darum, Kindern
und Jugendlichen, die in ihren Entwicklungs- und Bildungsmöglichkeiten
beeinträchtigt sind, für ihre Schullaufbahn in der Regelschule oder in einer
angepassten Schulstruktur adäquate Unterstützung zu bieten. Der Begriff
«Besonderer Bildungsbedarf» deckt zahlreiche Situationen ab und geht über
das klassische Verständnis von Behinderung hinaus. Diese Beeinträchtigun-
gen oder Bedürfnisse müssen von den zuständigen schulärztlichen oder schul-
psychologischen Diensten unter Beteiligung der Erziehungsberechtigten
genau abgeklärt werden (vgl. Art. 2 lit. d). 

Nach der obligatorischen Schule sollen Jugendliche – sofern deren Ent-
wicklungs- und Bildungsbeeinträchtigungen eine weiterführende Bildung
nicht verhindern –  auch während einer erstmaligen Berufsausbildung oder
einer allgemeinbildenden Ausbildung auf der Sekundarstufe II bis längstens
zum vollendeten 20. Lebensjahr mit sonderpädagogischen Massnahmen
unterstützt werden können. 

3. Festlegung des sonderpädagogischen Grundangebots

3.1 Grundangebot

In Artikel 4 der Vereinbarung wird das Grundangebot im sonderpädago-
gischen Bereich festgelegt, welches jeder Vereinbarungskanton selber oder in
Zusammenarbeit mit anderen Kantonen anbieten muss. 

Das Grundangebot besteht aus drei Hauptformen, die im Rahmen der
Umsetzung eine grosse Vielfalt abdecken können. Angebote wie Nachhilfe-
unterricht, Stützkurse oder Ähnliches sind nicht Teil der Vereinbarung. Eben-
so gehören medizinisch-therapeutische Massnahmen nicht dazu; diese werden
weiterhin von der IV abgedeckt. 

Verschiedene Massnahmen des Grundangebotes bereiten auf die Ausbil-
dung und Erziehung vor. Darunter fallen sowohl die Beratung und Unter-
stützung von Eltern und Betroffenen, beginnend im jüngsten Kindesalter, als
auch Massnahmen der Heilpädagogischen Früherziehung, der Logopädie und
der Psychomotorik (lit. a). Die Heilpädagogische Früherziehung, die meistens
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im familiären Umfeld der Kinder einsetzt, gehörte vorher in der Regel nicht
zum öffentlichen Bildungsbereich, wird aber künftig – wie die anderen Mass -
nahmen – grundsätzlich Bestandteil des sonderpädagogischen Grundange-
bots sein. 

Die Bildung und Betreuung umfasst verschiedene sonderpädagogische
Massnahmen, die in einer Regelschule punktuell, regelmässig, intensiv oder
dauernd eingesetzt werden, um die Kinder und Jugendlichen in einer Regel-
klasse integrieren zu können (lit. b). Gegebenenfalls werden die Kinder und
Jugendliche in einer Sonderschule unterrichtet. 

Das in lit. c definierte dritte Massnahmenpaket hat ausschliesslich zum
Ziel, die Bildung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen mit stärkeren
Einschränkungen zu garantieren. Es beinhaltet die Unterbringung entweder
in Tagesstrukturen (mit Mahlzeiten, Betreuung und Pflege) oder in statio nä -
ren Einrichtungen (Internate). 

Gleich wie bei den bisher von der IV bezahlten Leistungen gehören neu
die Organisation von notwendigen Transporten und die Übernahme der ent-
sprechenden Kosten zum Grundangebot. Mit der Formulierung in Abs. 2
(«sorgen für die Organisation») wird es den Kantonen überlassen zu definie-
ren, wer innerhalb eines Kantons mit dieser Aufgabe betraut wird. 

3.2 Verstärkte Massnahmen

Die Tatsache, dass es künftig nicht mehr zwei Finanzierungsquellen (Bund
und Kanton) geben wird, sondern die Kantone als Folge der NFA die alleini-
ge Verantwortung für die Anordnung und Überwachung der Leistungen in -
ne haben, führt zwingend zu einer Formulierung der sonderpädagogischen
Massnahmen im Hinblick auf deren Intensität. In einigen Kantonen wird
 zwischen niederschwelligen und hochschwelligen Massnahmen unterschie-
den. Diese Formulierung wurde auf gesamtschweizerischer Ebene nicht über-
nommen; Artikel 5 führt den Begriff «Verstärkte Massnahmen» ein. Über die
Anordnung verstärkter Massnahmen ist laut Art. 5 Absatz 1 dann zu ent-
scheiden, wenn sich die vor der Einschulung oder die in der Regelschule
getroffenen Massnahmen als ungenügend erweisen. Es versteht sich, dass vor
der Einführung verstärkter Massnahmen eine entsprechende Abklärung zu
treffen ist. 

Verstärkte Massnahmen zeichnen sich durch einzelne oder alle in Art. 5
Abs. 2 aufgelisteten vier Merkmale aus, wobei diese häufig kombiniert sind,
je nachdem, ob es sich um verstärkte Massnahmen handelt, die sich über meh-
rere Monate oder Jahre erstrecken (lit. a), sie mehr oder weniger regelmässi-
ge und intensive Interventionen beinhalten, beispielsweise mehrmals pro
Woche einige Stunden am Stück (lit. b), ob die durchführenden Fachpersonen
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einer besonderen Spezialisierung und/oder Erfahrung bedürfen, beispiels-
weise eine ausgebildete Psychomotorik-Therapeutin und Expertin für eine
bestimmte Art Intervention (lit. c), und schliesslich, ob damit relativ ein-
schneidende oder stigmatisierende Konsequenzen verbunden sind, weil Hilfs-
mittel oder die Platzierung in eine Institution oder die Entfernung aus dem
familiären Umfeld nötig werden (lit. d). 

3.3 Anordnung der Massnahmen

Artikel 6 präzisiert erstens, dass der konkrete Anspruch auf ein sonder-
pädagogisches Angebot auf einem formellen Entscheid basieren muss, der im
Rahmen eines nach kantonalem Recht geregelten Verfahrens zu stellen ist
(Abs. 1). 

Zweitens schränken die Kantone die freie Wahl der Erziehungsberechtig-
ten zwar ein, indem sie (durch die gestützt auf Abs. 1 definierten Behörden)
die Leistungsanbieter bestimmen (Abs. 2), dies aber ohne das Recht der
Erziehungsberechtigten auf Beteiligung am Anordnungsprozess gemäss 
Art. 2 lit. d zu verletzen. 

Drittens soll ein standardisiertes individuelles Abklärungsverfahren künf-
tig die Systemsteuerung verbessern und das Risiko einer Kostenexplosion
eingrenzen. Insbesondere soll das Vier-Augen-Prinzip systematisch angewen-
det werden, indem die Diagnostik einem externen Dienst oder Kompetenz-
zentrum übertragen wird, welches die für notwendig erachteten Massnahmen
anschliessend nicht selber erbringt. Die Neutralität des Gutachtens muss
gewährleistet sein. Deshalb werden die Abklärungsstellen direkt von den
zuständigen Behörden ausgewählt und beauftragt. Das Abklärungsverfahren
berücksichtigt nicht nur das Individuum, sondern auch das ganze Umfeld mit
familiären, sozialen und pädagogischen Aspekten. Es entspricht einer umfas-
senden Evaluation, bei der nach internationalen Standards wie der Interna-
tionalen Klassifikation für Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit
(ICF) und der angepassten Version für Kinder und Jugendliche (ICF-CY), die
kürzlich von der Welt-Gesundheitsorganisation (WHO) verabschiedet wurde,
gearbeitet wird. 

Schliesslich wird in Abs. 4 verpflichtend festgelegt, dass die zugewiesenen
Leistungen periodisch überprüft werden müssen, um festzustellen, ob sie noch
angebracht, d.h. genügend, notwendig und berechtigt sind. 

Der abschliessende Entscheid über die Anordnung der verstärkten Mass -
nahmen liegt bei der zuständigen kantonalen Behörde und unterliegt dem
administrativen Rekursrecht.
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4. Harmonisierungs- und Koordinationsinstrumente

Die Interkantonale Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Bereich
der Sonderpädagogik benennt die Instrumente zur Vereinheitlichung, Qua-
litätsentwicklung und -sicherung in allen Vereinbarungskantonen.

4.1 Gemeinsame Instrumente

Absatz 1 legt die drei Basisinstrumente fest, welche die Koordination und
Qualität des sonderpädagogischen Leistungsangebots fördern sollen:
– Von den Vereinbarungskantonen wird erwartet, dass sie im kantonalen

Recht und ihren kantonalen Konzepten für Sonderpädagogik die durch
die EDK festgelegte, einheitliche Terminologie verwenden. Die entspre-
chende Grundlage ist unter dem Titel «Einheitliche Terminologie für den
Bereich der Sonderpädagogik» zu finden. 

– Der Vereinbarung liegt das Prinzip zugrunde, wonach die Kantone Qua-
litätsstandards festlegen. Diese werden einerseits als Grundkriterien für
das Ausstellen von Betriebsbewilligungen zuhanden der Leistungsanbie-
ter verstanden; andererseits dienen sie in interkantonalen Vereinbarun-
gen als Referenzpunkte. Die Qualitätsstandards sind dazu bestimmt, als
Instrument für die Anerkennung von Leistungsanbietern (Schulen, Insti-
tutionen, Dienste, Therapeuten usw.) zu dienen und tragen damit zur
interkantonalen Zusammenarbeit bei. Das entsprechende Grundlagen-
papier ist unter dem Titel «Qualitätsstandards der Kantone zur Aner-
kennung von Leistungsanbietern im Bereich der Sonderpädagogik» zu
finden. 

– Das für die EDK zentrale Instrument ist ein standardisiertes Verfahren,
mit dem die individuellen Bedürfnisse am Ende einer umfassenden Eva-
luation genau analysiert werden können. Damit soll das sonderpädagogi-
sche Angebot möglichst zielgerichtet auf den besonderen Bildungsbedarf
des betroffenen Kindes oder Jugendlichen abgestimmt werden. Die EDK
hat in enger Zusammenarbeit mit der Schweizerischen Zentralstelle für
Heilpädagogik verschiedene Begleitgruppen und wissenschaftliche
Experten damit beauftragt, in der Zeitspanne von 2007 bis 2008 ein indi-
viduelles Abklärungsverfahren auszuarbeiten. Das Verfahren wird an -
schliessend während einer Pilotphase in einigen Kantonen und Institu-
tionen getestet und dürfte den Kantonen ab Herbst 2009 zur Verfügung
stehen.
Absatz 2 sieht vor, dass die EDK aufgrund wissenschaftlicher Arbeiten für

eine verlässliche und gültige Entwicklung dieser drei Instrumente verant-
wortlich ist. Die EDK konsultiert dazu auch die nationalen Dachverbände der



Lehrpersonen, der Eltern und der im Bereich der Sonderpädagogik tätigen
Institutionen. Für die ersten beiden Instrumente (Abs. 1 lit. a und b) ist die-
ser Prozess bereits 2007 durchgeführt worden.

Absatz 3 regelt, dass die Instrumente von der Plenarversammlung der
EDK mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln ihrer Mitglieder ver-
abschiedet werden. Die einheitliche Terminologie und die Qualitätsstandards
wurden anlässlich der Verabschiedung des Konkordats vom 25. Oktober 2007
von der Plenarversammlung der EDK beschlossen; die Arbeiten am stan -
dardisierten individuellen Abklärungsverfahren werden wie erwähnt noch
länger dauern. Nach dem Inkrafttreten der Vereinbarung wird die Aufgabe
der künftigen Revision oder Anpassung dieser Instrumente der Versammlung
der Vereinbarungskantone zufallen. 

Absatz 4 legt fest, dass das sonderpädagogische Grundangebot Gegen-
stand des nationalen Bildungsmonitorings ist. Primäres Ziel dabei ist es, die
bis heute aufgrund der unterschiedlichen Terminologie lückenhaften statisti-
schen Grundlagen zu verbessern. Zudem sollen Finanz- und Effizienzanaly-
sen die Steuerung der sonderpädagogischen Massnahmen optimieren kön-
nen. Darüber hinaus werden im Zusammenhang mit der Evaluation der Ef -
fizienz der obligatorischen Schule durch Bildungsstandards auch Analysen
unter dem Blickwinkel der Bildung im Vergleich mit Bildungszielen 
(vgl. nachstehenden Art. 8) entwickelt werden können.

4.2 Lernziele

Gemäss Art. 8 werden im Bereich der Sonderpädagogik keine neuen
Lehrpläne entwickelt. Die entsprechenden Anforderungsniveaus werden viel-
mehr von den Zielsetzungen und Bildungsstandards der Regelschule abge-
leitet, unter Berücksichtigung der individuellen Situation der einzelnen Schü-
lerinnen und Schüler.

4.3 Ausbildung der Lehrpersonen und des sonderpädagogischen 
Fachpersonals

Die Grundausbildungen für das sonderpädagogische Fachpersonal gemäss
Art. 9 Abs. 1 wurden in den letzten Jahren mehrheitlich in die pädagogischen
Hochschulen integriert. Die EDK hat für diese Ausbildungen in Schulischer
Heilpädagogik, Logopädie und Psychomotorik-Therapie Mindestvorausset-
zungen für die Anerkennung der kantonalen Ausbildungsabschlüsse festge-
legt. Die Ausbildung in Heilpädagogischer Früherziehung wurde bis heute nie
reglementiert; dies ist im Anschluss an die Verabschiedung der vorliegenden
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Vereinbarung im Rahmen einer Totalrevision des Reglements über die Aner-
kennung der Lehrdiplome in Schulischer Heilpädagogik vom 27. August 1998
vorgesehen.

Sonderpädagogische Ausbildungen haben generalistische Kompetenzpro-
file. Schwerpunkte für Sinnesbehinderungen, Verhaltensauffälligkeiten oder
Lernschwierigkeiten sind in diesen Ausbildungen enthalten. Frühere Ausbil-
dungen wie beispielsweise «Lehrerin für Geistigbehinderte» oder «Le gas the -
nie-/Dyskalkulie-Therapeutin» sind in die Ausbildungen in Schulischer Heil-
pädagogik bzw. Logopädie integriert worden. 

Artikel 9 Absatz 2 unterstreicht bezüglich der Weiterbildung die Not-
wendigkeit der engen interkantonalen Zusammenarbeit, damit ein zweck-
mässiges und koordiniertes Weiterbildungsangebot bereitgestellt werden
kann. 

4.4 Kantonale Kontaktstelle

Um die Umsetzung der Interkantonalen Vereinbarung und die notwendi-
ge Koordination sicherzustellen, bezeichnen die Kantone gegenüber der EDK
eine kantonale Kontaktstelle für alle Fragen der Sonderpädagogik.

4.5 Ausserkantonale Leistungen

Am 1. Januar 2006 ist die geänderte Interkantonale Vereinbarung für
soziale Einrichtungen (IVSE) in Kraft getreten. Der Grosse Rat hat in der
Oktobersession 2008 den Beitritt zur IVSE beschlossen. Die Referendums-
frist ist Ende Januar 2009 unbenutzt verstrichen. Der Kanton Graubünden
wird auf den 1. April 2009 der IVSE beitreten.

Die IVSE dient u.a. als Grundlage für die Regelung des interkantonalen
Verkehrs im Bereich der Sonderpädagogik. Die Regelung, wonach die Finan-
zierung von Leistungen ausserkantonaler stationärer Einrichtungen und aus-
serkantonaler Einrichtungen der externen Sonderschulung sich nach der
IVSE richtet, kann im Kanton Graubünden umgesetzt werden. 

5. Schlussbestimmungen

5.1 Beitritt

Jeder Kanton führt nach kantonalem Recht ein Ratifikationsverfahren
durch. Stimmt der Kanton dem Beitritt zur neuen Vereinbarung zu, wird die-
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ser von der jeweiligen Kantonsregierung dem Vorstand der EDK gegenüber
erklärt.

5.2 Austritt

Jedem Kanton, welcher der Vereinbarung beigetreten ist, wird das Recht
zugestanden, gegenüber dem Vorstand der EDK den Austritt aus der Verein-
barung zu erklären. Die Kündigungsfrist beträgt drei ganze Kalenderjahre.
Für die verbleibenden Vereinbarungskantone bleibt die Vereinbarung voll-
umfänglich in Kraft. 

5.3 Umsetzungsfrist

Da die Kantone anfangs 2011 bereits mehrere Jahre von den Inhalten 
und den Zielen der vorliegenden Vereinbarung Kenntnis und in der Regel
bereits entsprechende Vorarbeiten geleistet haben, genügt die Festlegung
einer 6-monatigen Frist für die allfällig noch notwendigen kantonsinternen
Anpassungen. 

5.4 Inkrafttreten

Die formelle Inkraftsetzung der Vereinbarung bedarf eines Beschlusses
des EDK-Vorstandes. Gemäss Art. 48 Abs. 3 der Bundesverfassung ist das
Inkrafttreten dem Bund zur Kenntnis zu bringen.

5.5 Fürstentum Liechtenstein

Das Fürstentum Liechtenstein ist von der NFA nicht betroffen, hat aber
gegenüber der EDK ein grundsätzliches Interesse an der Rahmenverein -
barung und an den Instrumenten im Bereich der Sonderpädagogik bekundet.
Das Fürstentum Liechtenstein kann – wie bei der Interkantonalen Verein -
barung über die obligatorische Schule – selbstverständlich frei über einen
Beitritt zum vorliegenden Konkordat entscheiden. 
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IV. Auswirkungen auf den Kanton Graubünden

1. Konzeptionelle Auswirkungen

Die Regierung hat mit Beschluss Nr. 406 vom 27. März 2007 das Sonder-
pädagogische Konzept Graubünden (Sonderschulkonzept) für die Über-
gangsphase der NFA 2008 – 2010 (im Sinne von Art. 197 Ziff. 2 BV) geneh-
migt. Bezüglich der Entwicklungsperspektiven ab 2011 hat sie das Konzept
zur Kenntnis genommen. Mit dem gleichen Beschluss erhielt das Erzie -
hungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartement folgende Aufträge:
– Die Fortsetzung der Arbeiten im Zusammenhang mit dem Konzept ist auf

die interkantonale Entwicklung zur NFA abzustimmen (Interkantonale
Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Bereich der Sonderpädagogik
und Interkantonale Vereinbarung für soziale Einrichtungen). 

– Die Entwicklung von Leistungsvereinbarungen und die Konkretisierung
der neuen Finanzierungssysteme sind in enger Absprache mit dem Depar-
tement für Finanzen und Gemeinden anzugehen. 

– Per Ende 2009 sind seitens des Departements die Auswertung der Pilot-
projekte und die Gesetzesvorlagen für die Zeit nach 2011 der Regierung
vorzulegen. 
Gemäss Art. 21a des kantonalen Gesetzes über die Förderung von Men-

schen mit Behinderungen (Behindertengesetz) kann das Erziehungs-, Kultur-
und Umweltschutzdepartement im Rahmen des von der Regierung geneh-
migten Sonderschulkonzeptes befristete Pilotprojekte bewilligen. Gestützt
auf diese Bestimmung laufen ab Schuljahr 2008/09 Pilotprojekte mit den
Gemeinden Davos und Thusis. Es ist absehbar, dass die Ergebnisse dieser
Pilotprojekte für die zukünftige Ausgestaltung der Sonderschulung im Kan-
ton Graubünden wegweisend sein werden. Diese Ergebnisse und das Son-
derpädagogik-Konkordat werden zusammen mit dem Sonderschulkonzept
im Kanton Graubünden die Basis für die zukünftige Ausgestaltung von Kon-
zepten im Bereich Sonderschulung darstellen. 

2. Gesetzliche Auswirkungen

Aufgrund des Sonderpädagogik-Konkordates allein drängen sich im Kan-
ton Graubünden keine gesetzlichen Anpassungen auf. Es ist jedoch vorgese-
hen, den Sonderschulbereich aus dem kantonalen Behindertengesetz in das
kantonale Schulgesetz überzuführen. 
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3. Schulische Auswirkungen

Mit Regierungsbeschluss Nr. 1322 vom 30. Juni 1998 hat die Regierung das
Konzept zur Integration von Kindern mit Behinderungen in das bündnerische
Schulsystem vom Juni 1998 zur Kenntnis genommen. Das Konzept trat mit
Wirkung ab Schuljahr 1998/99 in Kraft. Mit Regierungsbeschluss Nr. 219 vom
15. Februar 2000 entschied die Regierung zusätzlich, das Konzept zur In -
tegration von Kindern mit Behinderungen in das bündnerische Schulsystem
vom Juni 1998 sinngemäss auf die Kindergärten im Kanton Graubünden aus-
zudehnen. Dieser Entscheid trat mit Wirkung ab Schuljahr 2000/01 in Kraft.
Gestützt auf diese konzeptionellen Grundlagen und die aktuelle Gesetzge-
bung, wonach die Sonderschulung auch in der Volksschule möglich ist (vgl.
Art. 4 Behindertengesetz), sowie gestützt auf das Sonderschulkonzept vom
März 2007 werden im Kanton Graubünden – unterstützt durch die Kompe-
tenz zentren für Sonderschulung – zunehmend mehr Kinder der integrativen
Sonderschulung zugeführt. 

Das Sonderpädagogik-Konkordat verlangt in Art. 1 die Förderung der
Integration der Kinder und Jugendlichen in der Regelschule. Art. 2 lit. b des
Konkordates hält als Grundsatz zusätzlich fest, dass die integrativen Lösun-
gen separierenden Lösungen vorzuziehen sind, wobei das Wohl und die Ent-
wicklungsmöglichkeiten des Kindes oder des Jugendlichen zu beachten sowie
das schulische Umfeld und die Schulorganisation zu berücksichtigen sind. 

4. Finanzielle und personelle Auswirkungen

Im Februar 2009 befanden sich im Kanton Graubünden 142 Schülerinnen
und Schüler in Sonderschulinternaten. 160 Kinder besuchten die Sonder-
schulschulinstitutionen extern, d.h. sie verbringen ihre Freizeit weitgehend
zuhause. 107 Kinder wurden in den öffentlichen Kindergärten und Volks-
schulen in integrativer Form geschult oder gefördert. Auf diese Zahlen hat die
vorliegende Vereinbarung keinen Einfluss.

Der Beitritt des Kantons Graubünden zum Sonderpädagogik-Konkordat
verursacht – abgesehen von den Aufwendungen im Zusammenhang mit der
Qualitätssicherung – somit keinen zusätzlichen Aufwand. Im Bereich Quali -
tätssicherung wird zu gegebener Zeit jedoch zu prüfen sein, ob die Aufgaben
mit den bestehenden Ressourcen bewältigt werden können. Eine allfällige
Stellenschaffung wird erst in Erwägung gezogen, wenn die entsprechende
Antwort negativ ausfällt und auch keine Stellenumlagerungen vorgenommen
werden können. 
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V. Berücksichtigung der Grundsätze «VFRR» 

Beim Sonderpädagogik-Konkordat handelt es sich um ein Konkordat, das
nicht daraufhin überprüft werden kann, ob die Grundsätze der Verwesent -
lichung und Flexibilisierung der Rechtssetzung und Rechtsanwendung
(VFRR) beachtet sind. 

VI. Orientierung und Mitwirkung des Grossen Rates 

Am 3. November 2006 orientierte Olivier Maradan, stellvertretender
Generalsekretär der Schweizerischen Erziehungsdirektorenkonferenz
(EDK) die Kommission für Bildung und Kultur u.a. über die Interkantonale
Vereinbarung betreffend die Zusammenarbeit im Bereich der Sonder-
pädagogik. Im Anschluss an seine Ausführungen beriet die Kommission die
vom Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzdepartement vorbereitete Ver-
nehmlassung der Regierung zu den erwähnten Konkordaten. Nach eingehen-
der Diskussion beschloss die Kommission, von den Vernehmlassungsent -
würfen Kenntnis zu nehmen.

VII. Anträge

Gestützt auf diese Botschaft beantragen wir Ihnen:
1. auf die Vorlage einzutreten;
2. dem Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit

im Bereich der Sonderpädagogik (Sonderpädagogik-Konkordat) gemäss
beiliegendem Beschlussentwurf zuzustimmen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Standespräsident, sehr geehrte
Damen und Herren, die Versicherung unserer vorzüglichen Hochachtung. 

Namens der Regierung

Der Präsident: Trachsel

Der Kanzleidirektor: Riesen
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